
 

 

Auftrags- und Honorarvereinbarung 

(incl. Vollmacht) 
- Grundsteuer - 

 

Zwischen 

 

 

 

 

____________________________ Name 
 

____________________________ Straße 

 

____________________________ Ort 

 

 

- nachfolgend Mandant genannt - 
 

und der 
 

NHS GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Am Wehrhahn 100, 40211 Düsseldorf, 

 
- nachfolgend NHS genannt - 

 
wird folgende Auftrags- und Honorarvereinbarung getroffen. 

 

Entsprechend den beigefügten allgemeinen Auftragsbedingungen wird NHS folgender Auftrag erteilt: 

 

§ 1 Auftragsumfang 

 
1. NHS erstellt für jedes Objekt jeweils eine Erklärung zur Feststellung des Grundsteuerwerts durch 

die Finanzämter. Die Anzahl der Erklärungen entspricht der in der Vereinbarung definierten Objekte. 

Dieser Grundsteuerwert ist die Grundlage für die spätere Erhebung der Grundsteuer durch die 

Gemeinden. 

 
NHS erhält dafür vom Mandanten entweder die von den Liegenschaftsfinanzämtern übermittelten 

Datenblätter oder den relevanten Vertrag über den Besitz (Kauf/Schenkung/Erbe) sowie den letzten 

Einheitswertbescheid/Grundsteuermessbescheid jeweils in Kopie (Scan). Weitere fehlende Angaben 

und Merkmale des jeweiligen Objektes (u.a. Grund und Boden: Größe, Flurstücke, Belegenheit; 

Gebäude: Baujahr, Nutzfläche, umbauter Raum, Nutzung, Ausstattung, Flurstück, Kataster- und 

Grundbuchamt-Informationen) müssen ggf. durch den Mandanten ergänzt werden. 

 
Aus diesen Angaben erstellt NHS die Steuererklärung. Der Mandant prüft die elektronische Erklärung und 

erteilt die Freigabe. Anschließend reicht NHS die Erklärung in elektronischer Form beim zuständigen 

Finanzamt ein. 

 
Die Tätigkeiten werden für folgende Objekte des Mandanten durchgeführt: 

 
 

1. _____________________________________ 

 
 

2. _____________________________________ 

 

 
3. _____________________________________ 



 

2. Bescheidprüfung: NHS prüft nach Erhalt die entsprechenden Steuerbescheide des 

Finanzamtes und leitet diese anschließend an den Mandanten weiter. 

 
3. Zusätzliche Leistungen: NHS weist ausdrücklich darauf hin, dass über den Auftragsumfang 

hinausgehende Leistungen gesondert in Rechnung gestellt werden. Hierzu zählen auch die 

Tätigkeiten eines eventuellen Rechtsbehelfsverfahrens. Wir werden Leistungen, die zusätzliche 

Kosten verursachen, selbstverständlich vorher besprechen. 

 

 
§ 2 Vergütung 

 
1.   

a. Die Höhe der Vergütung richtet sich nach der Vergütungsverordnung für Steuerberater, 

Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften. 

b. Kosten und Gebühren Fremder Dritter (Grundbuchamt, Abfragen aus Datenbanken usw.) sind nicht 

enthalten und werden ohne Aufschlag weiterberechnet. 

c. IT-Kosten-Pauschale in Höhe von 30,00 EUR 

 

 

2. Für die gemäß § 1 (2) dieses Vertrages auszuführende Tätigkeit (Bescheidprüfung) erhält NHS ein 

Honorar von 60,00 EUR für jeden zu prüfenden Steuerbescheid. Sollte es aufgrund von Nach fragen 

oder Belegnachforderungen des Finanzamtes zu einem zusätzlichen Aufwand für NHS kommen, 

wird dieser nach Zeitaufwand zu einem Stundensatz von 120,000 EUR abgerechnet. 

 

3. Alle Honorare verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer § 15 StBVV. 

 

4. Das Honorar wird nach Freigabe der Erklärung durch den Mandanten in Rechnung 

gestellt und ist sofort fällig. 

 

§ 3 Vollmacht 
 

Hiermit wird NHS bis zum Widerruf die Vollmacht erteilt, mich/uns in allen steuerlichen und 

sonstigen Angelegenheiten, welche mit oben genannter Erklärungspflicht im Zusammenhang 

stehen, zu vertreten (Vertretungsvollmacht). Die Vollmacht erstreckt sich auch auf die 

Entgegennahme von Steuerbescheiden und sonstigen Verwaltungsakten (Empfangs-

vollmacht). Ich/wir willige/n ein, dass meine/unsere Daten dem für die Datenübermittlung an 

das Finanzamt zuständigen Drittanbieter „Grundsteuer digital“ weitergeleitet werden dürfen. 

Darüber hinaus wird die Erlaubnis erteilt, für die Erstellung der Steuererklärung notwendige 

Daten bei öffentlichen Stellen oder sonstigen Institutionen abrufen zu können (elektronische 

Datenabrufbefugnis). 

 

§ 4 Schlussbestimmungen 
 

1. Es gelten die als Anlage beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen. Dies gilt auch bezüglich der 

Haftung. Der Mandant hat von diesen allgemeinen Auftragsbedingungen (Allgemeine 

Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2017) 

ein Exemplar erhalten. Er erkennt sie als verbindlich an. 

 

 

 



 

2. Sofern der Mandant eine höhere Haftung wünscht, ist diese zu gewähren. Die Kosten eines entsprechend 

höheren Versicherungsschutzes übernimmt in diesem Fall der Mandant. 

 

3. Änderungen dieser Vereinbarung müssen schriftlich erfolgen. Gerichtsstand ist Düsseldorf. 

 

4. Sollten einzelne der Bestimmungen ganz oder teilweise unwirksam sein, wird hierdurch die Wirksamkeit 

der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine gültige zu ersetzen, 

die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt. 

 

 

 

 

 

 

 

Düsseldorf, den ______________________ 

 

 

 

 

 
 

___________________________ ________________________ 

Mandant NHS 



Allgemeine Auftragsbedingungen
W W

vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1)
Nachstehenden zusammenfas-

send 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-

oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) t-

ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
auch diesen Dritten 

2.

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
s-

h-
rung. Der Wirt s-

Personen zu bedienen.

(2) bedarf s-

(3) ndert sich die Sach- 

ebende Folgerungen 
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1)
n Informa-

hafts-
benennen. 

(2) A n-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 

u-

4. S

(1) der 
Mitarbeiter ilt 

r-
eigene Rech-

(2) Sollte s-
, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-

nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-

tnissen 

5. Berichters

Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 

nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich

Auftrags sind stets unverbindlich.

(1) (Arbeits-
sei es im Entwurf oder in 

s-
m-

es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information 
Anordnung verpflichtet.

(2)
e-

ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber 

7. M

(1)
e-
l-

Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wege h-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 

r. 9. 

(2)

eines Jahres ab dem gesetzlichen Verj

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 

t-

Ergebnisse inf
len ist der Auftragge-

. 

8.

(1)

bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet.

(2)
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten.

9. Haftung

(1) e-
f-

des
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungs Anwendung findet
noch eine einzel

h-

a-
densfall gem

(3) Einreden und mit dem Auf-
traggeber st

(4)
r-



(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne t-

aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 

Anspruch genommen werden. D n-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 

h-
ren sind, 
Gesundheit sowie bei 

nd zu 

10

(1)

e-
t-

(2)

en.

(3)
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11

(1) i-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 

n-

den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 

Fall hat der Auftragge-

Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 

steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
i-

ten:

a)

rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-

und Nachweise

b)

c) Verhandlu

d)

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern.

(4) die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. e-
ren.

(5) und die Steuerbera-
,

vereinbart werden.

(6) r-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) m-
wandlungen -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 

dergleichen und

d) llung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7)

b alle 
e-
r-

  

12. Elektronische Kommunikation

Die 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-

-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
in Textform informieren.

(1) - oder Honorarforderung 

n-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-

Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
nersatz nur 

14. Streitschlichtungen  

reitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

n-
spr


